Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1633 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der Ver- 
triebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenen- 
gesetz) in der Fassung vom 14. August 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1215) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 16 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei den nach Absatz 1 für die Ausstel- 
lung von Ausweisen gemäß § 15 Abs. 2 Nr. 3 
und für die Kennzeichnung von Ausweisen nach 
§ 15 Abs. 3 zuständigen Behörden ist ein Aus- 
schuß zu bilden, der vor der Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung oder Kennzeichnung 
des Ausweises zu hören ist. Der Ausschuß be- 
steht aus dem Behördenleiter oder einem Stell- 
vertreter als Vorsitzende und zwei Beisitzern. 


Einer der Beisitzer muß Sowjetzonenflüchtling 
sein und ist nach Anhören der jeweils in Frage 
kommenden Verbände zu berufen. Hinsichtlich 
der Berufung und Amtsdauer der Beisitzer gilt 
§ 25 sinngemäß.“ 

2. Dem § 20 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 16 Abs. 4 gilt entsprechend." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 18. Februar 1960 


Frau Korspeter 
Ollenhauer und Fraktion 
Mischnick 

Dr. Mende und Fraktion 
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